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diese Auswüchse sind jedoch Einzelfälle, 
die nicht verallgemeinert werden dürfen. 
Erst recht dürfen die wenigen unseriösen 
Rechtsanwälte, die es sicherlich gibt, zum 
Vorwand genommen werden, die freie 
Anwaltswahl einzuschränken. 
	 In den meisten europäischen Nach-
barländern ist es den Rechtsschutzversi-
cherern gestattet, im außergerichtlichen 
Bereich die Versicherungsnehmer zu 
beraten und zu vertreten. In einigen Vor-
standsetagen wird daher bereits überlegt, 
sich vom deutschen Rechtsschutzversi-
cherungsmarkt zurückzuziehen und diese 
Sparte nur noch im europäischen Ausland 
anzubieten. Es liegt daher im Interesse der 
Anwaltschaft, eine seriöse Kooperation mit 
Rechtsschutzversicherern ohne Einschrän-
kung der freien Anwaltswahl zu gewähr-
leisten. 
	 Auch im Umgang mit Rechtsschutz-
versicherern gilt die landwirtschaftliche 
Binsenwahrheit: „Eine Kuh, die einmal 
geschlachtet ist, kann man nicht mehr mel-
ken“.

Dr. Hubert W. van Bühren 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für  

Versicherungsrecht
Präsident der Rechtsanwaltskammer 

Köln 
Vorsitzender des BRAK-Ausschusses 

Versicherungsrecht 

Rechtsschutzversicherer zahlen jähr-
lich rund 1,8 Mrd. € Anwaltshono-
rare, etwa 10 % des Gesamtum-

satzes der Anwaltschaft. Gäbe es keine 
Rechtsschutzversicherungen, würde der 
Honoraranteil von 1,8 Mrd. € nicht ersatz-
los wegfallen, vielmehr müssten dann die 
entsprechenden Zahlungen von den Man-
danten oder den unterlegenen Prozessgeg-
nern geleistet werden. 
	 Die Anwaltschaft ist die Erfüllungsge-
hilfin des Rechtsschutzversprechens der 
Rechtsschutzversicherer, denen aus gutem 
Grund die eigene Rechtsvertretung oder 
Rechtsbesorgung untersagt bleibt. Rechts-
schutzversicherer sind daher in höherem 
Maße auf die Anwaltschaft angewiesen als 
Rechtsanwälte auf Rechtsschutzversiche-
rungen.
	 Die friedliche Koexistenz und Koope-
ration zwischen Anwaltschaft und Rechts-
schutzversicherern wird in den letzten 
Jahren dadurch gestört, dass immer mehr 
Rechtsschutzversicherer auf unterschied-
liche Weise versuchen, das gesetzlich nor-
mierte Recht der freien Anwaltswahl (§ 
3 Abs. 3 BRAO) einzuschränken. Unter 
dem Deckmantel der �Qualitätssicherung� 
werden den Versicherungsnehmern soge-
nannte �Vertrauensanwälte� empfohlen, 
verbunden mit dem Verzicht auf die Selbst-
beteiligung oder anderen Vergünstigungen. 
Der Begriff �Vertrauensanwälte� ist ebenso 
irreführend wie entlarvend: 

	 Der beauftragte Rechtsanwalt muss 
nicht das Vertrauen des Rechtsschutzversi-
cherers genießen, sondern das seines Man-
danten. 
	 Rechtsschutzversicherern ist bei den 
Beratungen über das Rechtsdienstlei-
stungsgesetz die eigene Rechtsberatung 
und Rechtsvertretung mit der Begründung 
versagt worden, dass Interessenkollision 
besteht, wenn ein Versicherer die Erfolgs-
aussichten einer rechtlichen Auseinander-
setzung, deren Kostenrisiko er selbst trägt, 
zu beurteilen hat. Eine entsprechende Kon-
fliktsituation kann auch bei den Rechtsan-
wälten bestehen, die aufgrund eines Koo-
perationsvertrages mit Rechtsschutzversi-
cherern verbunden sind. 
	 Rechtsschutzversicherer, die mit ihren 
�Vertrauensanwälten� werben, verschwei-
gen, dass mit diesen Rechtsanwälten 
Gebührenabschläge vereinbart werden, die 
zwar noch im gesetzlichen Rahmen, aber 
deutlich unter den üblichen Gebühren 
liegen. Es geht den Rechtsschutzversiche-
rern daher keineswegs in erster Linie um 
Qualitätssicherung, vielmehr nur darum, 
Gebühren einzusparen. 
	 Auf der anderen Seite darf man nicht 
übersehen, dass es auch Rechtsanwälte 
gibt, die Rechtsschutzversicherungen als 
Selbstbedienungsladen missverstehen. 
Unsinnige Anlegerklagen im vierstelligen 
Bereich, eine Vielzahl von Klagen aus 
Gewinnzusagen gegen eine Briefkasten-
firma in der Karibik gibt es ebenso, wie 
aussichtslose Einsprüche gegen Bußgeld-
bescheide. Einige Rechtsanwälte weigern 
sich, nach Kostenerstattung durch die 
Gegenseite über Vorschüsse von Rechts-
schutzversicherern abzurechnen, es gibt 
sogar Rechtsanwälte, die, einmal im Besitz 
einer Rechtsschutzpolice, Schadenfälle 
erfinden, selbst gerichtliche Verfahren 
werden �auf dem Papier� konstruiert. Alle 
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Titelthema

Im Januar haben die Bundesländer 
Baden-Württemberg, Hessen und Sach-
sen den Diskussionsentwurf eines 

Gesetzes zur Förderung des elektronischen 
Rechtsverkehrs (im Folgenden: ELRV) in 
der Justiz vorgelegt. Die Verfasser des Ent-
wurfs preisen ihn als Quantensprung, der 
die dritte Staatsgewalt in das Internetzeit-
alter katapultieren soll. In der erkennbaren 
Begeisterung für elektronische Verfahren 
schießt der Entwurf allerdings an der einen 
oder anderen Stelle über das Ziel hinaus 
und läuft Gefahr, Errungenschaften unserer 
justizförmigen Verfahren, um die uns andere 
Rechtsordnungen beneiden, zugunsten von 
vermeintlichen Rationalisierungspotentialen 
über Bord zu werfen. 
	 Die Justizverwaltungen der Bundesländer 
haben in den vergangenen Jahren erhebliche 
technische und finanzielle Anstrengungen 
unternommen, um den ELRV in der Justiz 
zu etablieren. Erfolge waren da zu verzeich-
nen, wo er verpflichtend eingeführt worden 
ist. Das elektronische Mahnverfahren konnte 
ebenso erfolgreich umgesetzt werden wie die 
elektronischen Verfahren im Registerwesen. 
Die Nutzer dieser elektronischen Verfahren 
wollen sie heute nicht mehr missen. Sie ler-
nen die Rationalisierungspotentiale elektro-
nischer Verfahren in der eigenen Kanzlei zu 
schätzen und erkennen darüber hinaus deren 
Geschwindigkeitsvorteil, der für zufriedene 
Mandanten sorgt. 

	 Gescheitert sind bisher die Bemü-
hungen, ELRV flächendeckend in allen Ver-
fahrensordnungen der Justiz einzuführen. 
Die Angebote einzelner Gerichtszweige, 
Schriftsätze elektronisch einzureichen, 
werden von den �Kunden� der Justiz nicht 
angenommen. Der Grund dafür ist schnell 
ausgemacht: Die Nutzung elektronischer 
Verfahren insbesondere zur Kommunika-
tion wird in der Anwaltschaft noch nicht 
als vorteilhaft erkannt. Dafür ist zunächst 
die verständliche Zurückhaltung gegen-
über einschneidenden Neuerungen in der 
Kanzlei verantwortlich. Hinderlich für die 
Akzeptanz elektronischer Verfahrensweisen 
ist es aber auch, wenn bei den Kommunika-
tionspartnern, also auf der Seite der Justiz, 
die innere Bereitschaft fehlt, den elektro-
nischen Rechtsverkehr anzunehmen und 
für sich nutzbar zu machen. Hinzu kommt, 
dass derzeit in den meisten Bundesländern 
allenfalls ein loser Flickenteppich von elek-
tronischen Verfahren in der Justiz besteht, 
den zu betreten für jede Anwaltskanzlei 
ein kleines Abenteuer darstellt. Auf dieser 
Basis sind denn auch nur wenige Kanzleien 
bereit, ihrerseits die notwendigen – nicht 
nur finanziellen – Investitionen zu tätigen. 
Ausnahmslos alle Organe der Rechtspflege 
müssen sich deshalb für den ELRV öffnen. 
Die Hinwendung zu elektronischen Verfah-
ren ist für eine moderne Anwaltschaft alter-
nativlos.

	 Dem flächendeckenden elektronischen 
Rechtsverkehr in der Justiz ist bislang der 
Erfolg auch deshalb versagt geblieben, weil 
die Justiz selbst ihre Hausarbeiten noch 
nicht vollständig erledigt hat. Der Schlüssel 
für den Erfolg ist in erster Linie die bisher 
unterbliebene verbindliche Einführung 
elektronischer Akten bei den Gerichten und 
deren verbindliche Nutzung – idealerweise 
gemeinsam mit den beteiligten Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälten. 
	 Der jetzt vorgelegte Diskussionsent-
wurf packt dieses Defizit energisch an. Er 
verfolgt das hochgesteckte Ziel, innerhalb 
von etwa 10  Jahren obligatorisch die elek-
tronische Gerichtsakte einzuführen. Eine 
Einführungsphase von 10 Jahren ist lang, 
ja zu lang. Aber: Es sollen nach dieser 
Phase alle Bundesländer in allen Verfah-
ren obligatorisch elektronischen Rechts-
verkehr betreiben. Dazu bedarf es in den 
Ländern zum Teil noch erheblicher Investi-
tionen, die die chronisch  unterfinanzierten 
Justizhaushalte nicht ad hoc schultern 
können. 
	 Der Diskussionsentwurf arbeitet indes 
mit gestaffelten Übergangsfristen. Die obli-
gatorische elektronische Kommunikation 
über elektronische Postfächer bei der Justiz 
einerseits und bei den �professionellen 
Nutzern� andererseits soll bereits mit 
einer Übergangsphase von nur zwei Jah-
ren beginnen. Praktisch heißt das, dass 

Elektronischer Rechtsverkehr 
nimmt Fahrt auf!



02/2012  BRAKMagazin  5

die Anwaltschaft verpflichtet werden soll, 
schon bald elektronische Übertragungs-
wege in den Kanzleien vorzuhalten, um 
zumindest die elektronische Kommunika-
tion über den Austausch von Dateien zu 
beleben und zugleich die beliebte Über-
tragung von Schriftsätzen etc. per  Telefax 
zurückzudrängen. „Elektronische Justiz“ 
der zwei Geschwindigkeiten ist einer der 
Webfehler des Diskussionsentwurfs. Nicht 
nur, dass er der Anwaltschaft einseitige 
Vorleistungen in Form der obligatorischen 
Postfächer auferlegen will, sondern er 
muss das Dilemma lösen, wie das Ent-
stehen hybrider Akten vermieden wird. 
Die dafür gefundenen Lösungen orientie-
ren sich bisher allzu sehr am Gedanken 
der Effektivität zu Lasten des bewährten 
Beweis- und Formenrechts. �Ersetzendes 
Scannen� bei Gericht darf z. B. nicht 
dazu führen, dass die Partei Gefahr läuft, 
Beweismittel zu verlieren. Hinzu kommt, 
dass sich der Entwurf noch sehr in den 
Denkmustern der Papierwelt bewegt. 
Ist der elektronische Rechtsverkehr in 
der Justiz erst einmal flächendeckend 
eingeführt, verlieren �Abschriften� und 
�Ausfertigungen� von Dokumenten ihre 
bisherige Bedeutung, weil von dem elek-
tronischen Dokument beliebig oft ein elek-
tronisches Dokument erstellt werden kann.
	 Ein vorläufiges Fazit: Der Vorstoß der 
Bundesländer zur Etablierung des elek-
tronischen Rechtsverkehrs in und mit der 
Justiz ist zu begrüßen, aber nur unter fol-
genden Voraussetzungen:
– �Die hohe Qualität der Rechtsprechung in 

Deutschland ist ein Standortvorteil; sie 
darf nicht gefährdet werden.

– �Elektronischer Rechtsverkehr mit der 
Justiz muss rechtlich und technisch 
sicher sein. Die Verschwiegenheitsver-
pflichtung der Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte muss in jedem Stadium 
des Verfahrens gewahrt sein.

– �Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
sind die wichtigsten Kommunikations-
partner der Justiz. Ihre Erfahrungen und 
Bedürfnisse sind bei der Etablierung 
eines entwickelten elektronischen Rechts-
verkehrs unverzichtbar. Es müssen Nut-
zungsanreize zur Akzeptanz des elektro-
nischen Rechtsverkehrs gesetzt werden.

– �Die von der forcierten Einführung des 
elektronischen Rechtsverkehrs erhoffte 
Effizienzsteigerung und die damit ver-
bundende Kostenreduktion bei der Justiz 
dürfen nicht Selbstzweck des Vorhabens 
sein. Und: die Kostenbelastungen der 
Anwaltschaft dürfen nicht außer Acht 
gelassen werden.

– �Die Vorhersehbarkeit und Verlässlichkeit 
des deutschen Rechtssystems auf der 
Basis des bewährten Beweis- und For-
menrechts müssen gewahrt bleiben.

Auf dieser Basis ist der jetzt eingeleitet 
Diskussionsprozess von der Anwaltschaft 
kritisch zu begleiten. 
	 Bedenklich ist die Intention des Ent-
wurfs, die elektronischen Übertragungs-
wege nicht verpflichtend vorzugeben. 
Aus Sicht der Anwaltschaft dürfte sich 
das funktionierende System der Elektro-
nischen Gerichts- und Verwaltungspostfä-
cher (EGVP) innerhalb des abgesicherten 
Justiznetzes als alternativlos erweisen. Die 
Einrichtung eines persönlichen EGVP ver-
ursacht keine inakzeptabel hohen Kosten 
in der EDV-Infrastruktur einer Anwalts-
kanzlei; die Unterhaltung des Postfachs 
selbst ist kostenfrei. Es könnte mithin 
sachgerecht sein, in den zu entwickeln-
den elektronischen Verfahren das EGVP 
als Verfahrensvoraussetzung zu definie-
ren. Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte, die diese Verfahren nutzen wollen 
(oder müssen) wären dann gehalten, sich 
an das System EGVP anzuschließen. 
Innerhalb des Systems EGVP könnten 
die regionalen Rechtsanwaltskammern 
und die Bundesrechtsanwaltskammer 
eine bedeutende Rolle spielen. Sie sollten 
erwägen, das Amtliche  Anwaltsverzeich-
nis gemeinsam in der Weise zu führen, 
dass aus ihm heraus alle zugelassenen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
in den zu entwickelnden Verfahren des 
ELRV als teilnahmeberechtigte Organe der 
Rechtspflege identifiziert werden. Über ein 
solches System einer �Trusted Domain� 
könnten erhebliche Nutzungsanreize für 
den ELRV gesetzt werden. Das EGVP 
würde dann nicht nur die Funktion eines 
elektronischen Briefkastens haben, son-
dern es wäre das Portal für die Zulassung 
von Berufsträgern zu vielfältigen Fachver-
fahren ohne gesonderte Registrierung. Zu 
denken wäre in diesem Zusammenhang 
etwa an die Grundbucheinsicht in allen 
Bundesländern ohne jeweils gesonderte 
Anmeldung oder an die Öffnung elektro-
nischer Gerichtsakten  zur Einsicht ohne 
komplizierte Akkreditierungsverfahren. 
Spätestens hier eröffnen sich auch für die 
Anwaltschaft erhebliche Rationalisierungs-
potentiale für die eigene Kanzlei.
	 Auf deutlichen Widerspruch muss die 
Intention des Diskussionsentwurfs tref-
fen, die Sicherheitsstandards der elektro-
nischen Kommunikation herabzusetzen. 
Die etablierten Verfahren des elektro-
nischen Rechtsverkehrs basieren auf dem 

Prinzip, dass der Urheber elektronischer 
Dokumente identifizierbar und die Unver-
sehrtheit des elektronischen Dokuments  
überprüfbar sein müssen. Erreicht wird 
dieses Ziel mittels qualifizierter elek-
tronischer Signaturen auf der Basis von 
Signaturkarten und höchstpersönlichen 
PIN-Nummern. Von diesem Prinzip 
weicht der Entwurf ab, wenn er anstelle 
qualifizierter elektronischer Signaturen auf 
breiter Front sog. Behördensignaturen auf 
Gerichtsseite genügen lassen will. Ebenso 
wie für bestimmende anwaltliche Schrift-
sätze muss für gerichtliche Dokumente, 
denen Urkundsqualität zukommt - also 
insbes. für Urteile, Beschlüsse und Pro-
tokolle - der bisherige hohe Sicherheits-
standard beibehalten werden. Nicht zuletzt 
übersieht der Entwurf, dass die Europä-
ische Kommission derzeit eine Reform 
der Signaturrichtlinie mit dem Ziel der 
Stärkung der qualifizierten elektronischen 
Signatur erarbeitet.
	 Möglicherweise beruht diese 
�Formvergessenheit� des Entwurfs ohne-
hin nur  auf einem Missverständnis und 
ließe sich daher schnell beheben. Die Ver-
fasser auf der Länderseite sind nämlich 
davon ausgegangen, dass der Einsatz qua-
lifizierter elektronischer Signaturen von 
der Anwaltschaft abgelehnt würde. Diese 
Einschätzung dürfte indes falsch sein. 
Nicht die qualifizierten elektronischen 
Signaturen sind das eigentliche Problem in 
Anwaltskanzleien, sondern die bisher feh-
lende Anbindung der Anwaltssoftware an 
elektronische Verfahren. Insoweit sind die 
Entwickler unserer Fachverfahren gefragt; 
sie müssen in den weiteren Diskussions-
prozess eingebunden werden. 
	 Zu begrüßen ist die Absicht des Dis-
kussionsentwurfs, ein zentrales elektro-
nisches Schutzschriftenregister sowohl in 
der Zivilgerichtsbarkeit als auch in der  
Arbeitsgerichtsbarkeit einzurichten. Der 
Mehrwert eines solchen Registers ist evi-
dent, wenn sichergestellt wird, dass die 
Schutzschrift mit der Einstellung in das 
Register als bei Gericht eingereicht gilt.
	 Der ELRV in der Justiz wird kommen. 
Das bedeutet, dass wir uns über unsere 
Arbeitsabläufe in den Kanzleien und über 
unsere Fachsoftware Gedanken machen 
müssen. Nur die Anwaltschaft kann der  
Justiz ihre Ideen und Bedürfnisse im elek-
tronischen Rechtsverkehr vermitteln. 

RA Christoph Sandkühler, Hamm
Vorsitzender des Ausschusse Elektro-

nischer Rechtsverkehr der BRAK
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Irgendwie geriet die sachliche Ausei-
nandersetzung immer mehr zu einem 
persönlichen Feldzug: Erst zeigte ein 

Rechtsanwalt aus dem Rheinland einen 
Kollegen bei der Staatsanwaltschaft Bonn 
und bei der Rechtsanwaltskammer an. 
Dann schickte er, weil das folgenlos blieb, 
der Kammer eine E-Mail hinterher, in der er 
noch einmal kräftig über seinen Gegner her-
zog. Und weil Beleidigungen nun mal viel 
mehr Genugtuung verschaffen, wenn sicher-
gestellt ist, dass der Beleidigte sich darüber 
ärgert, sorgte der Anwalt dafür, dass sein 
Widersacher von der E-Mail erfuhr.
	 In seiner ersten Attacke monierte der 
Anwalt das Prozessverhalten seines Geg-
ners. Parteiverrat und widerstreitende Inte-
ressen habe sich dieser zu Schulden kom-
men lassen – im Rahmen eines Verfahrens 
vor dem Landgericht Köln, in dem sich 
beide als Prozessvertreter gegenüberstan-
den. Die Mandanten des angeprangerten 
Anwalts waren zwei Zahnärzte, während 
sein Kollege eine Patientin vertrat. Die Vor-
würfe versandeten: Sowohl die angerufene 
Staatsanwaltschaft als auch die Rechtsan-
waltskammer stellten die Verfahren ein.
	 Es lässt sich nur erahnen, wie viel 
Groll sich in dem Mann gegen seinen Kol-
legen aufgestaut hatte. Jedenfalls muss ihn 
die Erledigung des berufsständischen Ver-

fahrens maßlos geärgert haben. Rund zwei 
Jahre später – die beiden Anwälte standen 
sich gerade wieder in einem Verfahren vor 
dem Landgericht Köln gegenüber – legte 
er in einer E-Mail an die Kammer nach. 
Dieses Mal beschwerte er sich über den 
Außenauftritt der Kanzlei seines Gegners: 
Es sei nicht erkennbar, ob es sich um eine 
Kooperation oder eine Sozietät handele. 
„Ich gehe davon aus, dass es nicht unsach-
lich ist, eine solche geschickte Verpackung 
der eigenen Kanzlei - mal als Kooperation, 
mal als Sozietät (wie es gerade günstig ist) 
- als „Winkeladvokatur“ zu apostrophie-
ren“, schrieb er  in seiner Mail. 
	 Einen Ausdruck der Mail legte er sei-
nem Schriftsatz im laufenden Verfahren 
bei. Jetzt platzte seinem Gegner der Kra-
gen.„Winkeladvokat“ bzw. „Winkeladvo-
katur“ sei eine Beleidigung im Sinne des 
§ 185 StGB, befand er und schickte dem 
Anwalt eine strafbewehrte Unterlassungs-
erklärung. Weil der Kollege die nicht unter-
schreiben wollte, zog er vor Gericht. Seine 
Begründung: Einem Winkeladvokaten 
mangele es an juristischen Kenntnissen, 
und er verzichte auch nicht auf unlautere 
Methoden. Zudem habe der Begriff antise-
mitische Konnotationen. 
	 Der Beklagte pochte auf seine Meinungs-
freiheit. Mit dem Begriff „Winkeladvokatur“ 

habe er nur die Widersprüchlichkeit des 
Verhaltens seines Gegners aufzeigen wol-
len: Dessen Außenauftritt sei „vollkommen 
undurchsichtig und unlauter“, weil nicht klar 
werde, ob es sich um einen Einzelanwalt in 
Kooperation oder den Sozius einer BGB-
Gesellschaft handele. Außerdem könne dem 
Begriff „kein einheitlicher Bedeutungsin-
halt“ zugemessen werden. 
	 Das Gericht konnte er damit nicht 
überzeugen: Die Kammer sah die Schwelle 
zur Schmähkritik überschritten (Az.: 5 
O 344/10). Der Begriff „Winkeladvokat“ 
bezeichne „historisch eine Person, die ohne 
Ausbildung zum Rechtsanwalt“ rechtlich 
berate. Und heute verstehe man darunter 
eine Person, „die entweder intellektuell 
unfähig ist, ihren Beruf zuverlässig und 
den Regeln des juristischen Handwerks 
entsprechend auszuüben, oder die diesen 
in einer Art und Weise ausführt, die mit 
Moral und Gesetz in Konflikt steht“. Ohne 
Zweifel sei der Begriff negativ besetzt und 
stelle eine abfällige und kränkende Wer-
tung dar – was damit auch für den Begriff 
Winkeladvokatur gelte. 
	 Selbst wenn der Beklagte zu Recht 
Kritik am Außenauftritt des Klägers geübt 
hätte (was im Verfahren allerdings nicht 
entschieden wurde), wäre die E-Mail nicht 
anders zu bewerten, befand das Gericht. 
Denn die Diffamierung des Klägers hätte 
noch immer  im Vordergrund gestanden. 
	 Das Austesten der Grenzen zwischen 
harmloser Meinungsäußerung und faust-
dicker Beleidigung ist  wohl eine Berufs-
krankheit so mancher Rechtsanwälte. 
Dass die Bezeichnung Winkeladvokat die 
Schwelle zur Schmähkritik überschreitet – 
die Erkenntnis hätte aber sicherlich nicht 
viel Anstrengung gekostet. 

Rechtsanwältin Katja Wilke, 
freie Journalistin, Berlin

Rechtsprechung

Sag niemals 

Winkeladvokat

FERNSTUDIUM für KANZLEI-FACHANGESTELLTE
Assessorreferent jur. (FSH) · Rechtswirt (FSH) · Rechtsreferent  jur. (FSH)

Staatlich zugelassen, berufsbegleitend, 3-7 Semester

Zielgruppe: ReNo-Fachangestellte/Fachwirte (Bürovorsteher) sowie alle Sachbearbeiter mit 
Interesse an der Übernahme von mandatsbezogenen, materiellrechtlichen/prozessualen 

Aufgabenstellungen zur juristischen Entlastung des Anwaltes.

Hierdurch können Sie als qualifizierte Fachkraft von der büroorganisatorischen Seite der Kanzlei auf 
die fachjuristische Mitarbeiterebene der Kanzlei wechseln oder Positionen in der Wirtschaft 

wahrnehmen, die eine hohe rechtliche Sachkompetenz erfordern.

FSH, Universität, Science-Park 2, 66123 Saarbrücken, www.e-FSH.de
Tel. 0681/390-5263, Fax. 0681/390-4620

Am FSH-Examensinstitut: Fernstudiengänge zur Vorbereitung 1./2. juristische Staatsprüfung
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DAI-Gutscheine.

Universitätsstraße 140
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Telefon: 0234 97064-0
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Jeder Strafverteidiger wird hellwach, 
wenn vom Beweisverwertungsverbot 
die Rede ist. Steht doch dann immer 

   auch ein darauf beruhendes Rechtsmit-
tel im Raum. Anders jedoch als der Begriff 
vermuten lässt, enthält das Beweisverwer-
tungsverbot gerade kein automatisches 
Verbot, einen Beweis zu verwerten. Der 
BGH hatte hier den Strafgerichten vor vie-
len Jahren eine neue Tür geöffnet. 

„Widerspruchslösung“  
des BGH 
Nach der so genannten Widerspruchslö-
sung ist eine Verwertung eines zu Lasten 
des Angeklagten vorliegenden Beweises 
nur dann ausgeschlossen, wenn der Ange-
klagte, der durch einen Strafverteidiger 
vertreten wird, rechtzeitig widersprochen 
hat. In BGHSt 38, 214 wird dieses Erfor-
dernis mit der „besonderen Verantwortung 
des Verteidigers und seiner Fähigkeit, 
Belehrungsmängel aufzudecken und zu 
erkennen, ob die Berufung auf das Verwer-
tungsverbot einer sinnvollen Verteidigung 
dient“ begründet. Aber auch Angeklagte 
ohne anwaltlichen Beistand sollen nach 
dieser Entscheidung widersprechen müs-
sen, wenn sie zuvor durch den Vorsitzen-
den über die Möglichkeit des Widerspru-
ches belehrt wurde.
	 Ursprünglich hatte der BGH diese 
Widerspruchslösung nur bei der unter-
bliebenen Belehrung über das Schweige-
recht vorgesehen, zwischenzeitlich wird 
das Widerspruchserfordernis aber sehr 
viel weiter auch bei anderen Beweisver-
wertungsverboten angewendet. Und mehr 
noch, viele Gerichte verlangen nicht nur 
die Erklärung des Widerspruches gegen 
die Beweisverwertung sondern auch eine 
inhaltliche Begründung darüber, mit wel-
cher Zielrichtung dieser erfolgt. Kein Wort 

davon steht in der StPO und wie gesagt – 
eigentlich spricht schon der klare Wortlaut 
des Begriffes „Beweisverwertungsverbot“ 
gegen eine solche Auslegung. Bei Lichte 
betrachtet: Kann sich ein Rechtsstaat wie 
unserer, in dem es gerade nicht um die 
Wahrheitsfindung „um jeden Preis“ geht, 
leisten, so essentiell in die Rechte des 
Angeklagten einzugreifen? Schließlich ist 
es alleinig die Aufgabe der Justiz über den 
ordnungsgemäßen Verfahrensablauf zu 
wachen. 

„Zust immungslösung“  
der  BRAK
Der Strafrechtsausschuss der Bundes-
rechtsanwaltskammer hat sich jetzt dieser 
Frage angenommen und einen Gesetzes-
vorschlag zur Lösung erarbeitet. Während 
die derzeitige Rechtsprechung ein Han-
deln des Angeklagten beziehungsweise 
seines Verteidigers verlangt – eben den 
Widerspruch – um zu vermeiden, dass ein 
Beweis verwertet werden darf, soll nach 
dem Vorschlag die Berücksichtigung des 
Beweises im Urteil nur dann zulässig sein, 
wenn der Angeklagte dieser zugestimmt 
hat. Ganz neu ist dieser Gedanke auch 
für die StPO nicht: Das Ergebnis einer 
körperlichen Untersuchung eines zeug-
nisverweigerungsberechtigten Zeugen darf 
beispielsweise auch trotz unterbliebener 
Belehrung über sein Untersuchungsver-
weigerungsrecht verwertet werden, wenn 
der Zeuge hierzu nachträglich seine Ein-
willigung erteilt hat.
	 Nach den Vorstellungen der BRAK 
und ihres Strafrechtsausschusses müssen 
die Gerichte im Falle eines zu Gunsten 
des Angeklagten vorliegenden Beweisver-
wertungsverbotes künftig dessen Zustim-
mung einholen. Damit ist hier das Gericht 
gefordert: bleibt es untätig oder gibt der 

Angeklagte sein Einverständnis auch 
sonst nicht, bleibt der Beweis endgültig 
nicht verwertbar. So wird die Waage wie-
der ins Gleichgewicht gebracht: Die Justiz 
sorgt von Amts wegen für ein ordentliches 
Verfahren – der Angeklagte kann, ohne 
Nachteile für sich befürchten zu müssen, 
einfach nur den Mund halten.

Rechtsanwältin Peggy Fiebig, BRAK, 
Berlin

BRAK

Vom Neinsagen  

und vom Jasagen
Beweisverwertungsverbot zwischen 
Widerspruch- und Zustimmungslösung
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Es gibt gute Nachrichten aus Mün-
chen: Im Mai 2011 hat der BFH 
entschieden, dass Kosten von Zivil-

prozessen bei der Einkommensteuer als 
außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig 
sind (IV R 42/10).

Kehrtwende des BFH

Mit seiner Entscheidung hat der BFH eine 
Kehrtwende zugunsten des Steuerbürgers 
gemacht und hat seine bisherige Rechtspre-
chung aufgegeben. Außergewöhnliche Bela-
stungen, so das Gesetz in § 33 EStG, entste-
hen bei einem Steuerpflichtigen nur, wenn 
ihm zwangsläufig größere Aufwendungen 
erwachsen als der überwiegenden Mehrzahl 
vergleichbarer Steuerpflichtiger.
	 Hier hakte es nach bisheriger Auffas-
sung des BFH: Es sei schließlich jedem 
Steuerpflichtigem selbst überlassen, ob er 
überhaupt streiten und sich damit einem 
Prozesskostenrisiko aussetzen wolle. Lasse 
sich der Steuerpflichtige auf einen Prozess 
ein – der ja immer einen ungewissen Aus-
gang habe –, verliere dann und trage die 
Prozesskosten, seien diese Kosten ihm nicht 
„zwangsläufig“ entstanden und seien sie 
damit auch nicht außergewöhnliche Bela-
stungen. Es sei nicht Sinn und Zweck des § 
33 EStG, dem Steuerpflichtigen die Kosten-
last zu erleichtern, wenn sich das im eige-
nen Interesse bewusst in Kauf genommene 
Risiko realisiere.
	 Diese Auffassung hat der BFH jetzt 
glücklicherweise revidiert (die Literatur 
hatte das schon lange gefordert): Ein Steu-
erpflichtiger, der einen Prozess anstrebe 
oder sich ihm als Beklagter zu stellen habe, 
tue dies sehr wohl „zwangsläufig“. Das 
staatliche Gewaltmonopol zwingt ihn, nicht 
zur Selbstjustiz zu greifen, sondern sich der 
staatlichen Gerichte zu bedienen. Damit 
einhergeht – zwangsläufig – das Risiko, 

Prozesskosten sind steuerlich abzugsfähig

Prozesskosten tragen zu müssen.
	 Eine Grenze zieht der BFH nur, wenn 
der Prozess oder die Vertretung in der 
Beklagtenposition so wenig Erfolgsaus-
sichten hat, dass der Streit letztlich mut-
willig erscheinen muss. Außerdem sind 
Prozesskosten nur berücksichtigungsfähig, 
soweit sie notwendig sind und einen ange-
messenen Betrag nicht übersteigen. Keine 
Berücksichtigungsfähigkeit – natürlich – 
auch, soweit Rechtsschutzversicherungen 
eingetreten sind.

Praxiskonsequenzen

Wie nicht anders zu erwarten, hat die neue 
Sicht des BFH die Finanzverwaltung nicht 
begeistert. Die Entscheidung ist zwar im 
BStBl. veröffentlicht. Die Finanzverwaltung 
hat es sich aber nicht nehmen lassen, per 
Nichtanwendungserlass zu erklären, die 
Entscheidung sei „für eine Übergangszeit“ 
nicht über den Einzelfall hinaus anwendbar 
(BMF-Schreiben vom 20.12.2011, BStBl. I 
2011, 1286). Für den Steuerpflichtigen emp-
fiehlt sich deshalb Vorsorge.
	 Die Finanzämter können die Anerken-
nung dem Grunde nach nur versagen, wenn 
der Prozess „mutwillig“ erscheint. Dass 
dazu nicht bereits genügt, dass die eigene 
Position keinen Erfolg gehabt hat, versteht 
sich von selbst (andernfalls gäbe es ja keine 
belastenden Prozesskosten).
	 Es empfiehlt sich, die Prüfung der 
Erfolgsaussichten eines Rechtsstreits durch 
den Anwalt schon im Vorfeld zu dokumen-
tieren. So kann später nachgewiesen wer-
den, dass die Erfolgsaussichten vor der Kla-
geerhebung bzw. Verteidigung als Beklagter 
geprüft und bejaht worden sind und dass 
Für und Wider eines Rechtsstreits gegenei-
nander abgewogen wurden. Herangezogen 
werden können sicher auch die Maßstäbe 
zur Gewährung von Prozesskostenhilfe. Im 

Zweifel darf die mangelnde Vorhersehbar-
keit des Ausgangs eines Gerichtsverfah-
rens nicht zulasten des Steuerpflichtigen 
gehen, darf der verlorene Prozess nicht im 
Lichte seines Ausgangs betrachtet werden. 
Anderenfalls wäre letztlich jedes verlorene 
Verfahren aus der Sicht des Verlierers „aus-
sichtslos“ gewesen.
	 Soweit für die anwaltliche Vertretung 
Honorarvereinbarungen abgeschlossen 
werden, ist zu beachten, dass der BFH 
nach seiner bisherigen Rechtsprechung als 
notwendig und angemessen nur die gesetz-
lichen Gebühren anerkannt hat (vgl. z.B. 
BFH, BStBl. II 2008, 223). Es ist davon 
auszugehen, dass der BFH diese Grenze 
auch weiterhin beibehalten wird.
	 Wo Prozesskosten als außergewöhn-
liche Belastungen geltend gemacht werden, 
muss dies im Jahr des Abflusses, also der 
Zahlung, geschehen, § 11 II EStG. Dauert 
das Verfahren über das Jahr des Abflusses 
hinaus, darf der Steuerpflichtige also nicht 
erst nach Abschluss des Prozesses in letzter 
Instanz reagieren, sondern muss die Kosten 
im Jahr der Zahlung in seiner Steuererklä-
rung geltend machen. Stellt sich danach 
heraus, dass der Prozess gewonnen wird 
oder zwar verloren geht aber die Kosten 
erstattet werden und geschieht dies in 
einem späteren Veranlagungszeitraum, ist 
dies dem Finanzamt mitzuteilen, damit die 
Berücksichtigung rückgängig gemacht wer-
den kann.
	 Schließlich: Die guten Nachrichten gel-
ten nicht nur für Kosten des Zivilverfahrens. 
Da das staatliche Gewaltmonopol umfas-
send ist, gelten die gleichen Grundsätze 
auch für die Prozesskosten aus Finanz-, 
Verwaltungs- und Sozialgerichtsprozessen 
sowie aus Strafprozessen.

Alexandra Mack, Rechtsanwältin und 
Fachanwältin für Steuerrecht, Köln

Steuern

Gute Nachrichten  

aus München
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Gut viereinhalb Monate dauern in 
der Bundesrepublik durchschnitt-
lich Zivilprozesse vor den Amts-

gerichten, gut acht Monate die erstinstanz-
lichen Verfahren vor den Landgerichten. So 
sagt es das statistische Bundesamt für das 
Jahr 2010. Das ist im internationalen Ver-
gleich nicht viel. Dennoch hatte der Euro-
päische Gerichtshof neben anderen Staaten 
auch die Bundesrepublik wegen zu langer 
Verfahrensdauer abgemahnt. Allerdings 
waren die Fälle, die der EGMR seinerzeit 
zu behandeln hatte, wirklich nur Einzel-
fälle. In einem Fall ging es beispielsweise 
um ein erstinstanzliches landgerichtliches 
Verfahren, das mehr als 16 Jahre dauerte.
	 Der Gesetzgeber hat reagiert – mit dem 
Gesetz über den Rechtsschutz bei überlan-
gen Verfahren und strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren. Mit der dort vorgesehenen 
Verzögerungsrüge sollen Betroffene Ver-
fahren beschleunigen können oder, wenn 
das nicht funktioniert, soll eine Entschädi-
gung fällig werden. 

Das ZPR-Symposion der BRAK

Über andere Möglichkeiten der Verfah-
rensbeschleunigung haben sich jetzt die 
Teilnehmer des von der BRAK veranstal-
teten Zivilprozessrechtssymposion Gedan-
ken gemacht. Das ZPR-Symposion findet 
alle zwei Jahre statt und besteht aus einem 
ausgewählten Kreis von Richtern, Rechts-
anwälten, Professoren sowie Vertretern 
des Bundesjustizministeriums und ver-
schiedener Landesjustizministerien. Regel-
mäßig treffen sie sich, um über aktuelle 
Fragen zum Zivilverfahren zu diskutie-
ren. Dass diese Gespräche nicht folgenlos 
bleiben, zeigt die kürzlich verabschiedete 
Neuregelung zu § 522 ZPO – wesentliche 
Anregungen stammten aus den früheren 
Diskussionen des ZPR-Symposions. 

Wie man unterhalb der gesetzlichen Ebene 
das Zivilverfahren beschleunigen kann, 
war wie gesagt eine der Fragen, die die 
Teilnehmer der diesjährigen Veranstaltung 
bewegte. Nicht zum ersten Mal stand das 
Thema auf der Tagesordnung: über das so 
genannte Verfahrensmanagement wurde 
bereits 2005 und 2010 unter jeweils unter-
schiedlichen Einzelaspekten diskutiert 

St ichwort 
„Verfahrensmanagement“
Gesetzlicher Reformbedarf zur Verfahrens-
beschleunigung wurde beim diesjährigen 
Symposion nicht gesehen, die bestehen-
den Regelungen seien ausreichend um 
ein schnelles Verfahren zu gewährleisten, 
so die einhellige Auffassung. In der Pra-
xis jedoch gebe es mögliche Stellschrau-
ben, sagte beispielsweise der Vorsitzende 
Richter am Landgericht Frankfurt Main 
Thomas Kehren. Er berichtete von seinen 
eigenen praktischen Erfahrungen und sei-
nen Bemühungen, Verfahren zu straffen. 
Bei allen Anstrengungen dürfe aber, so 

Kehren, nicht die Qualität der Rechtspre-
chung leiden. Plakativ gesagt: Ziel ist eine 
schnelle Erledigung der Verfahren, aber 
kein kurzer Prozess. Einer der wichtigsten 
Punkte für eine praktisches Verfahrensma-
nagement ist für den Frankfurter Richter 
die frühzeitige und effektive Kommunika-
tion zwischen dem Gericht und den Par-
teien beziehungsweise deren Anwälten. 
Terminpläne könnten beispielsweise auf 
diesem Wege gestrafft werden. Er plädierte 
für eine frühzeitige so genannte „Prozess-
konferenz“. Damit gemeint ist eine Ver-
ständigung mit den Prozessbevollmäch-
tigten beispielsweise zur Bestimmung der 
notwendigen Beweismittel und Zeugen 
und auch über den zeitlichen Verfahrens-
ablauf. Für diesen Ansatz erhielt er breite 
Zustimmung, insbesondere von den anwe-
senden Rechtsanwälten. „Verfahrensma-
nagement steht und fällt mit der Kommu-
nikation“, fasste der Vorsitzende des ZPO/
GVG-Ausschusses der BRAK Michael 
Weigel, der das Symposion leitete, die Dis-
kussion später zusammen.

Mehr Richterspezial is ierung

Als ein zweiter Aspekt einer möglichen 
Verfahrensbeschleunigung wurde die stär-
kere Spezialisierung der Richter diskutiert. 
Bei Rechtsanwälten setze sich eine immer 
stärkere Spezialisierungstendenz durch, 
die nicht immer Entsprechung bei den 
Richtern finde, wurde der gegenwärtige 
Zustand kritisiert. Auch die Einrichtung 
weiterer Spezialkammern wurde gefordert, 
beispielsweise vom Kölner Rechtsanwalt 
Jürgen Lauer. Er ist Baurechtler und kann 
sich beispielsweise Baurechtskammern 
bei den Gerichten gut vorstellen, um so 
auch den derzeit recht häufigen Wechsel 
der Richter zwischen den verschiedenen 
Dezernaten zu vermeiden. Denn gerade im 

BRAK

Herr Anwalt, wir müssen 

reden!

Verfahrenseffektivierung durch Kommunikation

Alle Beiträge des diesjährigen Zivili-
rechtssymposions der BRAK werden 
in Kürze veröffentlicht. Die Vorträge 
des letzten Symposions sind in einem 
Sonderdruck der BRAK-Mitteilungen 
erschienen, der bei der BRAK ange-
fordert werden kann.
 
Bundesrechtsanwaltskammer
Littenstrasse 9
10405 Berlin
Telefon 030/284939-0
email: zentrale@brak.de
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Dauer von Zivilprozessen vor den Amtsgerichten 2010

Dauer des Verfahrens
Einheit Deutschland

Früheres 
Bundesgebiet 
einschl. 
Gesamt-
Berlin

Neue
Länder

Erledigte Verfahren insgesamt Anzahl 1 217 563 1 063 491 154 072

dar. Erledigt durch streitiges Urteil Anzahl 308 919 273 302 35 617

Von den insgesamt erledigten Verfahren 
waren bei Gericht anhängig
bis einschl. 3 Monate % 48,7 49,1 45,7

mehr als  3 bis einschl.  6 Monate % 26,8 27,0 25,5

mehr als  6 bis einschl. 12 Monate % 17,6 17,3 19,7

mehr als 12 bis einschl. 24 Monate % 5,7 5,5 7,3

mehr als 24 Monate % 1,2 1,1 1,7

Durchschnittl. Dauer je  
Verfahren insgesamt

 
Monate

 
4,7

 
4,6

 
5,2

Durchschnittl. Dauer je Verfahren, das 
mit streitigem Urteil (lfd. Nr. 2) endete

 
Monate

 
7,1

 
7,0

 
8,5

Dauer von erstinstanzlichen Zivilprozessen vor den Landgerichten 2010

Dauer des Verfahrens
Einheit Deutschland

Früheres
Bundesgebiet
einschl.
Gesamt-
Berlin

Neue
Länder

Erledigte Verfahren insgesamt Anzahl 369 089 328 543 40 546

dar. Erledigt durch streitiges Urteil Anzahl 91 768 80 877 10 891

Von den insgesamt erledigten Verfahren 
waren bei Gericht anhängig
bis einschl. 3 Monate % 33,3 33,7 30,0

mehr als  3 bis einschl.  6 Monate % 23,2 23,3 22,4

mehr als  6 bis einschl. 12 Monate % 24,5 24,4 25,5

mehr als 12 bis einschl. 24 Monate % 13,0 12,8 14,5

mehr als 24 Monate % 6,0 5,8 7,6

Durchschnittl. Dauer je  
Verfahren insgesamt

 
Monate

 
8,1

 
7,9

 
9,0

Durchschnittl. Dauer je Verfahren, das 
mit streitigem Urteil (lfd. Nr. 2) endete

 
Monate

 
13,2

 
13,0

 
14,4

Quelle: Statistisches Bundesamt

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Anwälte – mit Recht im Markt

Baurecht dauern Verfahren wegen der oft 
umfangreichen Beweisverfahren ohnehin 
schon überdurchschnittlich lange. 

Moderne 
Kommunikat ionsmit te l 
gefragt

Auch über den Einsatz moderner Tech-
nik zur Verfahrensbeschleunigung wurde 
gesprochen. Da traf es sich gut, dass auch 
der zuständige Referatsleiter des Bun-
desjustizministeriums beim Symposion 
anwesend war und die Vorstellungen des 
Ministeriums zur Ausgestaltung des Elek-
tronischen Rechtsverkehrs präsentieren 
konnte. Der entsprechende Gesetzent-
wurf aus der Mohrenstraße, der sich als 
Alternative zum Länderentwurf (siehe 
Beitrag S. 4 in diesem Heft) versteht, soll 

in den kommenden Monaten veröffentli-
cht werden. Betont wurde von allen Teil-
nehmern der Runde, dass eine der wich-
tigsten Voraussetzungen für ein Gelingen 
des elektronischen Rechtsverkehrs die bei 
allen Verfahrensbeteiligten – Gerichten 
und Anwälten – gleichzeitige Einführung 
des Elektronischen Rechtsverkehrs ist. 
Aber auch jetzt schon, darüber war man 
sich einig, erlaubt die moderne Technik 
eine Effektivierung von Verfahren. Bei-
spielsweise würde der verstärkte Einsatz 
von Telefonkonferenzen und Videotechnik 
die eine oder andere Reisetätigkeit unnö-
tig werden lassen und allein dadurch zu 
einer zeitlichen Straffung im Ablauf füh-
ren. Bedauerlicherweise steckt der entspre-
chende Gesetzentwurf zum Einsatz von 
Videokonferenztechnik im gerichtlichen 
und staatsanwaltlichen Verfahren noch 
im Gesetzgebungsprozess und es ist nicht 

absehbar, wann das Verfahren hier wei-
tergeht. Es steht sogar zu befürchten, dass 
der Entwurf mit den nächsten Bundestags-
wahlen der Diskontinuität anheimfällt.

Die wissenschaft l iche Sicht

Die wissenschaftliche Perspektive auf das 
Verfahrensmanagement im Zivilprozess 
gab der Münsteraner Professor Ingo Saen-
ger. Er stellte den Blick über den Atlantik 
an den Beginn seiner Ausführungen: Stär-
ker als hierzulande werde in den Vereini-
gten Staaten der Richter als „Ringrichter“ 
im Kampf zweier „moderner Gladiatoren“ 
gesehen, so Saenger. Soll heißen: im ame-
rikanischen Rechtssystem wird der Richter 
im Wesentlichen als Wächter eines fairen 
Verfahrens gesehen, während das deut-
sche Zivilprozessrecht durch einen starken 
Richter geprägt ist, dem ganz unterschied-
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liche Möglichkeiten offenstehen, den Gang 
des Verfahrens zu bestimmen. Betrachtet 
man allerdings die weltweite Entwicklung, 
so wird auch im globalen Vergleich den 
Richtern mehr und mehr Verantwortung 
im Rahmen der Prozessführung übertra-
gen, um eine Verbesserung des Verfah-
rensmanagements zu erreichen. Saenger 
zitiert dabei seinen Freiburger Kollegen 
Rolf Stürner, der vor fünf Jahren schon 
prophezeite, dass am Ende der weltweiten 
Entwicklung vom Beibringungsgrund-
satz nicht mehr viel übrig bleibe und die 
vollständige Ermittlung aller Sach- und 
Rechtsfragen allein in der Verantwortung 
der Richter und Gerichte liegen würde 
(ZZPInt (11) 2006, 381, 393). 
	 Zurück zur Praxis: Saenger verwies in 
seinem Referat auf eine Vielzahl konkreter, 
bereits im Gesetz vorgesehener Instru-
mentarium zur Verfahrensbeschleunigung: 

Angefangen von einer effektiven Vor-
bereitung des Termins nach § 273 ZPO 
über die Möglichkeiten der Prozesslei-
tung und die richterliche Hinweispflicht 
nach § 139 ZPO bis hin zur Reichweite 
des Beibringungs- bzw. Verhandlungs-
grundsatzes bei der richterlichen Anord-
nung von Beweiserhebungen. Gerade 
zum letzten Aspekt vermisst Saenger 
allerdings eine klare gesetzgeberische 
Entscheidung für oder gegen die Beibe-
haltung des Beibringungsgrundsatzes in 
dem bisher verstandenen Sinne. 
	 Zusammenfassend stellt der Pro-
fessor von der Uni Münster fest, dass 
es für jeden Richter einen Drahtseilakt 
bedeute, sein Ermessen im Rahmen der 
Prozessführung so auszuüben, dass die 
Perspektiven beider Parteien bewer-
tet und alle Interessen berücksichtigt 
werden. Die Ausübung dieses weiten 

Ermessens stellt hohe Anforderungen 
an den Zuschnitt und die Besetzung der 
Spruchkörper, die auch im Rahmen der 
finanziellen Ausstattung der Gerichte und 
auch bei der Auswahl der Richter berück-
sichtigt werden müssen. Er schließt mit 
der von Yale-Professor John H. Langbein 
formulierten Forderung, dass die Rich-
terlaufbahn so ausgestaltet sein muss, 
dass sie einen Anreiz zu kompetentem 
und gewissenhaftem Handeln bietet. Der 
Richterberuf muss attraktiv sein für fähige 
Juristen, die Ihre persönliche Karriere im 
Einklang mit den Interessen der Rechtsu-
chenden verfolgen (Langbein, 52 U. Chi-
cago Law Review 825, 1985). 

Rechtsanwältin Peggy Fiebig, BRAK-
Berlin 
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Die Umsetzung der EU-Mediations-
Richtlinie verschafft der  Media-
tion nicht nur in der Öffentlich-

keit, sondern auch auf der legislativen 
Seite spürbaren Rückenwind. Spätestens 
mit Inkrafttreten des MediationsG ist die 
Mediation aus der anwaltlichen Beratung-
spraxis nicht mehr wegzudenken. Durch 
gleichzeitige Änderungen in der ZPO wer-
den wir Anwälte in die Pflicht genommen, 
unsere Mandanten frühzeitig über alle 
außergerichtlichen Konfliktlösungsmög-
lichkeiten aufzuklären und die Mediation 
zum aktiven Gegenstand unserer Bera-
tungsleistung zu machen. 

Angaben zur  Mediat ion in  der 

Klageschri f t

Diese Entwicklung hat auch konkrete Kon-
sequenzen für das Kompetenzprofil eines 
jeden Anwaltes: wenn man die anwaltliche 
Dienstleistung  als „Premiumprodukt“ (so 
BRAK-Präsident Filges) begreift, dürfte 
zukünftig kein Berufsträger mehr ohne 
praktische Fertigkeiten und theoretische 
Kenntnisse in und über die Mediation aus-
kommen.
	 Gleichzeitig eröffnen die Regelungen 
des RDG zur Mediation dem anwaltlichen 
Mediator Wettbewerbsvorteile gegenüber 
anderen freiberuflichen Mediatoren: Auch 
wenn die Verhandlungsleitung des Media-
tors noch keine Rechtsdienstleistung ist, sind 
hingegen rechtliche Regelungsvorschläge im 
Rahmen der Mediation ausdrücklich dem 
anwaltlichen Mediator vorbehalten.

Parteianwalt  im Bl ick

Um das Kompetenzprofil der Anwaltschaft 
genau in diese beiden Punkten zu schärfen 

und den Wettbewerbsvorteil der Anwalt-
schaft beim Thema Mediation konsequent 
zu fördern, hat das Deutsche Anwaltsinsti-
tut auf diese Entwicklung reagiert: mit der 
völlig neu konzipierten „Fachausbildung 
Mediation“  wurde ein Lehrgang entwickelt, 
der sowohl auf die Bedürfnisse des Partein-
anwaltes als auch des künftigen Anwalts-
mediators zugeschnitten ist und die Anfor-
derungen des MediationsG berücksichtigt. 
	 Dass dieser Fachlehrgang in kürzester 
Zeit immer wieder ausgebucht ist, dürfte 
an dem besonderen dualen konzeptio-
nellen Ansatz des Lehrganges liegen: So 
bietet die Ausbildung einerseits Kollegen 
die Möglichkeit, die Zusatzqualifikation 
„Mediator“ im Sinne von § 7a BORA  zu 
erwerben und gleichzeitig die Anforderun-
gen des Mediationsgesetzes an die Fort-
bildungsverpflichtungen der Mediatoren 
zu erfüllen. Andererseits richtet sich der 
Lehrgang von seinen Ausbildungsinhalten 
ausdrücklich auch an Parteianwälte, die 
in erster Linie ihre eigenen Kompetenzen 
im Bereich der Verhandlungs- und Kom-
munikationstechnik optimieren möchten. 
Vermittelt werden diese Inhalte von einem 
renommierten Dozententeam, das auf-
grund der unterschiedlichen Expertisen 
und Biographien den Praktiker-, Wissen-
schafts-, Justiz- und interdisziplinären 
Blick gleichermaßen abbildet.

Anwalt  a ls  Konf l iktmanager

Neben Praxismodulen aus dem konkreten 
Anwaltsalltag – wie zum Beispiel Media-
tion in der Familie oder der Wirtschaft –
werden alle relevanten Bereiche des Fach-
gebiets Mediation und des Mediationsge-
setzes in Theorie und Praxis vermittelt und 
angewandt. Dabei steht das Thema „Der 
Anwalt als Konfliktmanager“ ebenso auf 
der Tagesordnung wie Haftungs-, Gebüh-

DAI aktuell

Fachausbildung Mediation

Bochum     ab 7. Mai 2012

Kiel           ab 6. August 2012

Frankfurt   ab 6. September 2012

Berlin        ab 15. Oktober 2012
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Deutsches Anwaltsinstitut e.V., 

Bochum

Tel.:  0234 970640

E-Mail: info@anwaltsinstitut.de 

www.anwaltsinstitut.de 

ren und Marketingfragen aus Anwalts- 
und Mediatorensicht. 
	 Kurzum: dieser Lehrgang bietet allen 
Kolleginnen und Kollegen – ganz unab-
hängig davon, ob sie zukünftig als Medi-
ator agieren oder als Parteianwalt ihre 
Mandanten in Mediationsverfahren beglei-
ten möchten – das Rüstzeug, um von Man-
danten auch beim Thema „Außergericht-
liche Konfliktbeilegung“ zukünftig als Pre-
miumpartner wahrgenommen zu werden. 

RA und Mediator Michael Plassmann,
Vorsitzender des Ausschusses 

Außergerichtliche Konfliktbeilegung 
(BRAK), 

Leiter der Fachausbildung Mediation, 
Berlin

Mediation - der 
Wettbewerbsvorteil für die 
Anwaltschaft 
Mediationsgesetz erweitert das anwaltliche 
Beratungsportefeuille 
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